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gründe hat. Die Kommission ist der Auffassung, die Entscheidung über
die Geltung nationalen Rechts sei, in erster, Linie Sache der nationalen Ge-

richte und. weist.die Beschwerde als..offensichtlich unbegrUndet ab 7).
(3) Der Beschwerdeführer behauptet, er sei im Zuchthaus mißhandelt

worden; die Kommission hält eine Verletzung des Art. 3 MRK für prima
facie nachgewiesen und läßt die Beschwerde zu.

.(4) Der Beschwerdeführer behauptet, er werde.im Zuchthaus zu Arbeits-

leistungen gezwungen; die Kommission weist als offensichtlich unbegründet
ab mit der Begründung, die; MRK,nehme Arbeitsleistungen wahrend einer

koriventionsgemäßen Freiheitsentziehung ausdrücklich vom Zwangsarbeits-
verbot aus (Art. .4 Abs. 3 MRK), weshalb auch eine Verletzung, des Art. 3

(unmenschliche, oder erniedrigende Strafe) nicht in Betracht komme.
Die, (unter dem Gesichtspunkt der, Verfahrenswirtschaftlichkeh. zu be-

grüßende) Zusammenfassung mehrerer angeblicher.Konventionsverletzungen
in einer Beschwerde ist kein sachgerechter Gesichtspunkt., die Teilabweisung
von Beschwerdepunkten&quot;die Gegenstände,selbständiger Beschwerden sein
könnten, nur deshalb für unstattha-fi zu, halten, weil die&gt; MRK dies nicht
ausdrücklich vorsieht. Die Frage. kann deshalb nur lauten.&quot; wann ein aus-

scheidbarer Beschwerdegrund,vorliegt, welcher einer Teilabweisung.oder
Teilzulassung fähig ist.

Die Abweisung einer Beschwerde hat die Wirkung, der Verfahrens-

beendigung. Eine Fortsetzung des, Verfahrens ist nur hinsichtlich einer,zu-
gelassenen Beschwerde möglich (Art. 28 M9K). Entsprechend führt.die Tei17
abweisung einer Beschwerde dazu, daß eine Prüfung des abgewiesenen Teils
der Beschwerde in,den auf die Zulässigkeitsentscheidung der Kommission

folgenden Verfahrensabschnitten ausgeschlossen ist und nur der zugelassene
Teil den Gegenstand des weiteren Verfahrens, bildet.

Soweit- der Teilabweisung ausscheidbare Teile des Sachverhalts einer Be7
schwerde zu Grunde liegen, bestehen keine verfahrensrechtlichen Bedenken.
Es mag im Einzelfall zweifelhaft sein, inwieweit Tatsachenkomplexe in der

..7 Vgl. die instruktive E vom 24.9.1963 über die B 1169/61, YB. Bd. 6 (1963),
S. 521 ff., 586 ff. Die Entscheidung ist zugleich ein Bei-spiel für die hohen Anforderungen,
die die Kommission zuweilen an. die prima facie&quot;Begründetheit stellt. A. a,. 0., S. 590)-
Mikes: &quot;the Applicant has not asucceeded in producing such prima, facie evidence, [of a

violation of Article 7] since his arguments, though pot without, substance, collide wA
no less. cogent arguments of the Respondent party&quot;. Zur restriktiven, Zuldssigkeitspraxis
der*Kommission, die in den letzten Jahren allerdings, wie es scheint&gt; -gemildert wurde:
H. M o s 1 e r Kritische Bemerkungen zum Rechtsschutzsystem.. der Europäischen Menschen-
rechtskonvention, in: Festschrift für Hermann jahrreiss (1964), S. 289 ff.
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oben (11) aufgezeigten Weise teilbar sind; grundsätzlich wirdaberIinigkeit
darüber besteh-en, daß. auf einen ausscheidbaren Teilsachverhalt eine Teil-
abweisung gestützt werden kann und daß bezüglich des äbgewiesenen.Teils
Verfahrensbeendigung eintritt.

Die Kömmissionspraxis kennt jedoch nicht nur&apos; Fälle, in denen der Teil-
abweisungz einer Beschwerde als offensichtlich unbegründe ein ausscheid-
barer Teil des Sachverhalts zu Grunde liegt. Es finden sichEntscheidungen,
in denen die Kommission R e c h t s a r g u m en t e die sich auf -ein. be-
stimmtes, angeblich konventionswidriges, staatliches Verhalten beziehen, als
offensichtlich unbegründet und damit unzulässig abweist, bezüglich desselben
Verhaltens aber unter a n d e r e n, rechtlichen Gesichtspunkten prima facie-
Begründetheit annimmt und die Zulässigkeit der Beschwerde ausspricht. Als
Beispiele sollen der Poerschke-Fall- und die belgischen Sprachenfälle dienen.

Die Beschwerde 2120/64&quot; Poerschke gegen Bund&apos;esrepublik Deutsch-
land ß), ist besonders instruktiv, weil sie eine merkwürdige überschneidung
der Teilabweisung Von rechtlichem und tatsächlichem Beschwerdestoff zeigt.
Der Beschwerdeführer, verschiedene Konventionsverletzungen im

Zusammenhang mit einem gegen ihn durchgeführten Strafverfahren geltend.
Die Kommission entschied über insgesamt fünf Beschwerdepunkte, von

denen einer 11) wegen Nichterschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs ab-
gewiesen wurde und deshalb für die vorliegende Untersuchung ausscheidet.
Unter dem Gesichtspunkt der offensichtlichen Unbegründetheit hat die
Kommission geprüft:

(1) Verletzung des Art. 3 MRK (unmenschliche Behandlung durch über-
lange Untersuchungshaftdauer);

(2) Verletzung des Art. 5 Abs. 3 MRK angesichts der langen Unter-

suchungshaft;
(3) Verletzung der Unschuldsvermutung in Art. 6 Abs. 2 MRK, weil

nach Ansicht des Beschwerdeführers der Strafkammervorsitzende einen frü-
heren Hauptverhandlungstermin angesetzt hätte 10), wenn er den Be-
schwerdeführer nicht von vornherein für schuldig angesehen hätte;

(4) Verletzung des Art. 8 MRK, weil verschiedene an die deutschen Be-
hörden gerichtete Beschwerden festgehalten wurden.

8) Coll. Bd. 19, S. 7 ff., 21 ff.
9) Verletzung des Art. 8 MRK wegen unzulässiger Eingriffe in die Privatkorrespondenz

des inhaftierten Beschwerdeführers.
10) Wodurch die Untersuchungshaft verkürzt worden wäre!
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In einer Teilentscheidung vom 17. Dezember 1965. hat die&apos;Kommission

die Punkte (1) und (3) wegen offensichtlicher Unbegründetheit als unzu&apos;-

lässig abgewiesen 11). Über den Rest der Beschwerde entschied sie am 14. lFe

bruar 1966:

l. Declare irrecevables les griefs du requerant relatifs au Sort de certaines

requetes que Poerschke a adressees aux autorites judiciaires pendant sa detention

preventive et au sujet de celle-ci;
2. Declare recevables et retient les griefs du requerant relatifs ä la duree

de sa detention preventive et ä la longueur de son proces 12).

Liest man die Formel der letztgenannten Entscheidung vom 14. Februar

1966, so entsteht der Eindruck, als hätte die Kommission über trennbare

Teilsachverhalte der Beschwerde entschieden und hinsichtlich des einen die

Zulässigkeit, hinsichtlich des anderen die Unzulässigkeit ausgesprochen. Dies

steht in Kontrast zu der vorausgehenden Teilentscheidung vom 17. Dezem-

ber 1965. Dort wurden die Beschwerdepunkte unter rechtlichen Gesichts-

punkten nach den in Frage kommenden Konventionsartikeln gegliedert.
E,ntsprechend dieser Klassifikation hat die Kommission über ihre offensicht-

liche Unbegründetheit entschieden. Liest man beide Teilentscheidungen zu-

sammen, so ergibt sich folgendes Bild: die Kommission hat am 14. Februar

1966 einen Beschwerdesachverhalt (überlange Untersuchungshaft) als prima
facie begründet zugelassen; zuvor, am 17. Dezember 1965, hat sie Rechts-

argumente (unmenschliche Behandlung, Verstoß gegen die Unschuldsver-

mutung) als offensichtlich unbegründet für unzulässig erklärt, die sich auf

denselben Sachverhalt stützten&quot;).

V

Inden belgischen Sprachenfällen brachtendieBeschwerde-
führer vor, die belgische Schulsprachengesetzgebung verstoße gegen die

MRK 14) Gerügt wurde eine Verletzung der Art. 9 und 10 MRK, ferner

der Art. 8 MRK (Schutz der Familie) und 2 ZP (Recht auf Erziehung) je-
weils selbständig und in Verbindung mit dem Diskriminiuungsverbot des

Coll. Bd. 19, S. 19 ff.

12) A. a. 0., S. 55.

13) Der Poerschke-Fall wurde durchr amiable gemäß Art. 28 lit. b MRK

beigelegt (Coll. Bd. 21, S. 84 ff., 89).
14) Zum Sachverhalt im einzelnen vgl. F, vom 26. 7. 1963 über die B 1474/62, YB Bd. 6

(1963), S. 333 ff.; E vom 26. 7. 1963 über die B 1769/62, a. a. 0., S. 445 ff.; ferner das

Prozeßurteil des Gerichtshofs vom 9. 2. 1967, CEDH, Affaire relative certains aspects
du regime linguistique de Penseignement en Belgique ZaöRV Bd. 27 (1967), S. 712 ff.

Zu diesem Urteil vgl. E. G r i s e 1 Das Prozeßurteil des Europäischen Gerichtshofes

für Menschenrechte vom 9. Februar 1967 über die prozeßhindernde Einrede in den

belgischen Sprachenfällen, ZaöRV Bd. 27 (1967), S. 693 ff.
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Art. 14 MRK 15). Die Argumentation mit den Art. 9 und 10 MRK beruhte
auf der Auffassung der Beschwerdeführer, die dort garantierte Gewissens-

und Meinungsfreiheit umfasse die liberte linguistique. Den geltendgemachten
Verletzungen der zitierten Konventionsartikel lag jeweils kein abtrennbarer
Teil des Sachverhalts zu Grunde. Die Beschwerdeführer hattin nicht vor-

getragen, ein Teil der schulsprachlichen Regelungen verstoße gegen die

Art. 9 und 10 MRK, ein anderer gegen die Art. 8 MRK, 2 ZP und 14 MRK.

Vielmehr waren sie der Auffassung, die angegriffene gesetzliche Regelung
sei unter den Gesichtspunkten sämtlicher genannter Bestimmungen kon-

ventionswidrig. Die Kommission hat die Beschwerden zugelassen, soweit
eine Verletzung des Art. 8 MRK, 2 ZP und 14 MRK in Betracht kam.

Die auf Art. 9 und 1-0 MRK gestützten Argumente der Beschwerdeführer
wurden als offensichtlich unbegründet angesehen und die Beschwerden inso-

fern als unzulässig verworfen:

l. Declare la requete irrecevable quant ä la violation alleguee des ar-

tiCles 9 et 10 de la Convention;
2. la dMare recevable et la retient quant ä la violation alleguee des ar-

ticles 8 et 14 de la convention et de l&apos;article 2 du premier protocole additionnel,
tout moyen de fond &amp;ant reserve 16).

Auch in den belgischen Sprachenfällen hat also die Kommission Rechts-

argumente bezüglich eines Sachverhalts wegen offensichtlicher Unbegründet-
heit als unzulässig zurückgewiesen, den sie unter anderen rechtlichen Ge-

sichtspunkten zur weiteren Prüfung angenommen hat.

VI

Wie bereits dargelegt wurde (oben III), hat die Teilabweisung die Wir-

kung der partiellen Verfahrensbeendigung. Scheidet die Teilabweisung
einen Teil des S a c h v e r h a 1 t s aus, weil insofern unter keinem recht-
lichen Gesichtspunkt eine Konventionsverletzung ersichtlich ist, so unter-

liegt in den folgenden Verfahrensabschnitten der verbliebene Restsachverhalt
der vollen rechtlichen Kognition an Hand aller in Frage kommender Be-

stimmungen der MRK. Da die verfahrensbeendende Wirkung der Be-

schwerdeabweisung nach Art. 27 MRK von der MRK vorgeschrieben ist

und deshalb rechtlich feststeht, kann eine Teilabweisung von R e c h t s -

a r g u ni e n t e n nur den Zweck haben, die Erörterung bestimmter Rechts-

15) Vgl. auch den Bericht der Kommission nach Art. 31 MRK vom 24. 6. 1965, Publica-
tions de la Cour Europeenne des Droits de Momme, S6rie B: Memoires, Plaidoiries et

Documents, Affaire * relative certains aspects du regime linguistique de l&apos;enseignernent
en Belgique, Bd. 1, S. 9 ff.

16) B 1769/62, YB Bd. 6 (1963), S. 459; ferner B 1474/62 YB Bd. 6 (1963), S. 345.
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gesichtspunkte aus- dem weiteren Verfahren. auszuscheiden. Der einer Be&apos;-

schwerde zu Grunde liegende Sachverhalt dürfte dann im weiteren Verfahren

nur unter Iestimmten, von Kommission zugelassenm rechtlichen Ge-

sichtspunkten gewürdigt werden. Dies würde etwa im Verhältnis der

Kommission-zum Gerichtshof bedeuten, daß letzterer einen vor ihn gelan-
genden Fall nur auf eine Verletzung derjenigen-Konventionsbestimmungen
überptüfen dürfte, deren Verletzung die Kommission im Zulässigkeiü-,
verfahren prima, facie nicht ausschließen konnte. Denkt man die Kom-

missionspraxis in den belgischen Sprachenfällen konsequent zu Ende, so läßt

sich theoretisch folgende Lage denken. Es soll unterstellt werden, der Ge-

richtshof halte die Art. 8 MRK, 2 ZP und, 14 MRK, mit denen er aus-

drücklich befaßt wurde, nicht für verletzt.,Dagegen sei er der Ansicht der

Beschwerdefuhrer, die Sprachenfreiheit sei Bestandteil der Gewissens- und

Meinungsfreiheit. Sollte der Gerichtshof in dieser angenommenen- Lage auIs

prozessualen Gründen gezwu.ngen,sein, die Konventionsgemäßheit der bel-

gischen Schulsprachenregelung festzustellen, weil, ihn die. Zurückweisung
der auf die Art. 9 und 10 MRK gestützten Argumente der BeschweMeführer
durch die Kommission an der Anwendung dieser Artikel hindern w&amp;de?

Die Antwort auf unsere hier an Hand eines konkreten Falles hypothetisch
zugespitzte Fragestellung hängt von dem Einfluß der Verfahrensbeteiligten
auf die Rechtsanwendung ab. Wenn es. dem Beschwerdeführer. obliegt, nicht

nur das nach seinerAuffassung konventionswidrige,Verhalten,des Staates

zu bezeichnen, sondern auch.die von ihm als verletzt angesehenen MRK&quot;

Bestimmungen zu nennen und entsprechende Rechtsausführungen zu machen,
würde daraus folgen, daß sich die rechtliche Prüfung durch die Kommission

auf die vom Beschwerdeführer als verletzt gerügten Artikel beschränkt 17).
In diesem Falle konnten durch die Entscheidung über die Zulässigkeit einer

Beschwerde einzelne Rechtsargumente als offensichtlich &apos;unbegründet aus

der weiteren Prüfung ausgeschieden werden. Es bedarf deshalb im folgen
den der Untersuchung, ob die Prufung einer Beschwerde dur-ch das - rechtliche
Vorbringen des Beschwerdeführers determiniert Wird oder ob die umfassende

rechtliche Würdigung eines Sachverhalts eine von den Rechtsschutzörganen
der MRK ex officio wahrzunehmende Aufgabe ist.

vii

Die MRK läßt die Frage offen, ob der Individualbeschwerdeführer

Rechtsaüsführungen zu Machen hat und, inwieweit seine rechtliche Argumen-

17) Entsprechend könnte die rechtliche Prgfung.durch die Kommission auf diejenigen
Einwendungen des beschwerdegegnerischen Staates beschränkt bleiben, -die dieser aus-

drücklich erhebt.
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tation gegebenenfalls die vorläufige Begründetheitsprüfung im Zulässig-
keitsverfahren bestimmt. Art. 25 MRK sieht vor, der Beschwerdeführer
müsse vorbringen, Opfer einer Verletzung der in der MRK gewährleisteten
Rechte zu sein. Dieser Wortlaut könnte so verstanden werden, daß dem
Beschwerdeführer die Subsumtion des Sachverhalts unter einzelne Bestim-

mungen der MRK aufgebürdet ist; es ließe sich argumentieren, zu der Be-

hauptung, in seinen MRK-Rechten verletzt zu sein, gehöre im Sinne des

Art. 25 MRK die ausdrückliche Berufung auf das in concreto verletzte Recht.
Dem Wortlaut des Art. 25 MRK ist aber andererseits auch Genüge getan,
wenn der Beschwerdeführer einen Sachverhalt vorträgt und damit aus-

drücklich oder stillschweigend den allgemeinen Vorwurf der ihm gegenüber
begangenen Konventionsverletzung verbindet. Nach Art. 41 lit. d KVfO

soll der Beschwerdeführer die Bestimmung, deren Verletzung geltend ge-
macht wird, soweit wie möglich angeben. Die Vorschrift besagt in dieser

Formulierung, daß es dem Beschwerdeführer nicht schadet, wenn es ihm
nicht möglich ist, den verletzten Konventionsartikel zu nennen. Dem

entspricht die Kommissionspraxis, eine Beschwerde ex officio auf Konven-

tionsverletzungen zu untersuchen&quot;). Bereits zu Anfang ihrer Tätigkeit hat
die Kommission ausgesprochen, daß die Rechtsanwendung ihre durch das

rechtliche Vorbringen der Parteien nicht beschränkte Aufgabe ist; für die
Kommission gilt der Grundsatz iura novit curia:

il incombe donc ä la Commission, des qu&apos;elle est saisie par un particulier,
de rechercher si, dans le cas qui lui est sournis, il y a ou non apparence de

violation de la Convention; la Commission procede doffice a cette

recherche afin de determiner si l&apos;objet de la plainte tombe, de par sa nature

meine, dans le champ d&apos;application de la Convention, sans que le requerant
doive necessairement se prevaloir d&apos;un artiele de la Convention nommernent

designe 19).

Vill

Der Grundsatz der umfassenden rechtlichen Prüfung von Amts wegen
erfüllt eine wesentliche Aufgabe für die Rechtssicherheit, weil er verhindert,
daß nur infolge andersartiger rechtlicher Argumentationen der Parteien in
verschiedenen Verfahren unterschiedlich Recht gesprochen wird. Zugleich
schützt er die Parteien vor ihrer Rechtsunkenntnis; sie sollen keine Nachteile

erleiden, weil sie fehlerhaft oder unvollständig subsumieren. Der Recht-

Vgl. oben S. 562 Anm. 5.

B 202/56, E vom 28. 9. 1956, YB Bd. 1 (1955-57), S. 190 ff., 192; ebenso B 261/57,
E vorn 16. 12. 1957, a. a. 0., S. 255:ff., 257. Vgl. N. A n t o n o p o u 1 o s, La jurisprudence
des organes de la Cour Europeenne des Droits de Momme (1967), S. 25, 81.

37 ZaöRV Bd. 2813-4
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suchende braucht nicht schon selbst das Recht zu finden, um es zu erhalten:
da mihi facta, dabo tibi ius &quot;). Die Praxis der Kommission ist eine ver-

nünftige Handhabung des bezüglich der Anforderungen an das Vorbringen
des Beschwerdeführers nicht ganz klaren Konventionswortlauts.
Die Praxis der umfassenden rechtlichen Prüfung von Amts wegen ist

sicher nicht unbeeinflußt von der Auffassung der Kommission, die MRK
habe einen ordre public europeen des droits de l&apos;homme errichtet&quot;). Die
Kommission fühlt sich berufen, im Verfahren die Europäische Menschen-

rechtsordnung im öffentlichen Interesse von Amts wegen zu wahren. Diesem

Selbstverständnis der Kommission entspricht es, wenn sie nicht nur den

Umfang der rechtlichen Prüfung selbst bestimmt. Sie hält sich darüber
hinaus auch für zuständig, den einer Beschwerde zu Grunde liegenden Sach-
verhalt von Amts wegen aufzuklären 22) Die Kommission nimmt in An-

spruch, ein Verfahren von Amts wegen fortzusetzen, obwohl eine Beschwerde

zurückgenommen wurde, wenn ihr dies im öffentlichen Interesse erforderlich
zu sein scheint &apos;3). Der Grundsatz der umfassenden rechtlichen Prüfung
von Amts wegen liegt in einem.Verfahren,- das maßgeblich als vom öffent-

lichen Interesse an der Wahrung des objektiven Rechts beherrscht ver-

standen wird, besonders nahe. Andererseits zeigt ein neueres Urteil des

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs, daß das öffentliche, Interesse an der

Gewährleistung der objektiven Ordnung den Grundsatz iura novit curia

keineswegs mit Notwendigkeit nach- sich ziehen muß. Die im vorliegenden
Zusammenhang interessanten Leitsätze dieser Entscheidung,lauten:

20) Zu beachten ist auch, daß für die Anrufung der Kommission kein Anwaltszwang
besteht.

21) Vgl. die E vom 11. 1. 1961 über die B 788/60 Osterreichs gegen Italien (Pfunders-
Fall) YB Bd. 4 (1961), S. 116 ff., 149, 151. Die Folgerungen, die in dieser Entscheidung
im Hinblick auf den angeblich objektiven Charakter der Staatenverpflichtungen ge-

zogen werden, begegnen Bedenken, auf die hier nicht näher eingegangen werden kann.

22) Nach Art. 54 Abs. 1 KV10 kann die Unterkommission von Amts wegen die Ver-

nehmung jeder Person anordnen, deren Aussagen und Erklärungen ihr für die Erfüllung
ihrer Aufgaben geeignet erscheinen. Diese Bestimmung gilt für Verfahren vor der Voll-
kommission entsprechend (Art. 63 KWO). In den Art. 51 KW0 (Untersuchung und

Beweiserhebung durch beauftragte Kommissionsmitglieder) und 53 KW0 (Ersuchen um

zusätzliche Auskünfte der Parteien) ist an Sachverhaltsaufklärung von Amts wegen gedacht,
da dort die Stellung von Beweisanträgen der Parteien nicht ausdrücklich vorgesehen ist.
Hält die Kommission nach Abschluß des Verfahrens vor der Unterkommission weitere

Sachverhaltsaufklärung für notwendig, beschließt sie nach ihrem Ermessen über das ein-

zuschlagende Verfahren (Art. 64 KVfO).
23) Vgl. E vom 13. 12. 1966 über die B 2686/65, Coll. Bd. 22, S. 1 ff., 9, und E vom

24. 5. 1966 über die B 2004/63, Coll. Bd. 20, S. 40 ff., 50 (beide Kornmann gegen Bundes-

republik Deutschland); ferner E vom 23. 9. 1965 über die B 2294/64 (Gericke gegen Bundes-

republik Deutschland), Coll. Bd. 20, S. 86 ff., 92, und E vom 2. 10. 1964 über die ver-

bundenen B 2169/64, 2204/64 und 2326/64, Coll. Bd. 14, S. 76 ff.
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Das Institut der Verfassungsbeschwerde ist nicht nur im Interesse des ein-
zelnen geschaffen worden. Ihre Bedeutung erschöpft sich nicht in der Gewährung
individuellen Rechtsschutzes. Sie bezweckt darüber hinaus auch die im öffent-
lichen Interesse gelegene Kontrolle des verfassungsmäßigen Verhaltens der

rechtsprechenden und der vollziehenden Gewalt.
Es ist aber 24) in das Belieben des einzelnen gestellt, ob und inwieweit er

den Schutz des Verfassungsgerichtshofs begehren will.
Der Verfassungsgerichtshof hat demgemäß nur zu prüfen, ob die beanstan-

dete behördliche Handlung oder Unterlassung gegen diejenigen subjektiven
verfassungsmäßigen Rechte verstößt, die der Beschwerdeführer - innerhalb der
Beschwerdefrist - als verletzt bezeichnet hat 25).

Obwohl das Urteil des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs zeigt, daß
die Maxime iura novit curia nicht mit Notwendigkeit aus dem öffentlichen
Interesse an der Kontrolle staatlichen Verhaltens folgt, ist die Auffassung
der Kommission vorzuziehen.

IX

Die MRK läßt - wie für das Kommissionsverfahren (oben VII) - die

Frage offen, ob die Entscheidung des Gerichtshofs und ihre Begründung
(Art. 51 Abs. 1 MRK) durch die rechtliche Argumentation der Verfahrens-

beteiligten beschränkt wird oder ob der Gerichtshof den ihm vorliegenden
Sachverhalt von Amts wegen unter jedem einschlägigen rechtlichen Gesichts-
punkt zu prüfen hat. Nach Art. 45 MRK umfaßt die Zuständigkeit des
Gerichtshofs alle die Auslegung und Anwendung der Konvention betreffen-
den Fälle; diese Bestimmung ließe sich auch so auslegen, daß die Auslegung
und Anwendung der MRK nur im Rahmen der von den Verfahrens-

beteiligten aufgeworfenen streitigen Rechtsfragen erfolgt.
In seiner bisherigen Praxis hat der Gerichtshof das Prinzip iura novit

curia nicht expressis verbis ausgesprochen. Im Lawless-Fall hat der Gerichts-
hof allerdings ex officio geprüft, ob die Berufung der irischen Regierung auf
den konventionsderogierenden Notstand zu anderen völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen Irlands (Art. 15 Abs. 1 MRK) in Widerspruch stehe. Wie der
Gerichtshof ausdrücklich feststellt, hatte keine verfahrensbeteiligte Seite
diese Frage in das Verfahren eingeführt 26) Darin wird man die implizite
Anerkennung des Grundsatzes sehen müssen.

Der Ständige Internationale und der Internationale Gerichtshof haben
wiederholt ihre Zuständigkeit bejaht, &apos;&lt;to select proprio motu the basis of

24)Wie nadi Art. 25 MRK.

25) Verwaltungsrechtsprechung Bd. 18, Nr. 132, S. 513 ff.
26) Sachurteil vom 1. 7. 1961, CEDH, Affaire Lawless (Fond), S. 60 ZaöRV

Bd. 21 (1961), S. 727 ff., 757.
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its decisionj&apos;) 2&apos;). Die Maxime iura novit curia 28) ist als allgemeine Regel
des völkerrechtlichen Gerichtsverfahrensrechts anzusehen, die der Euro-

päische Menschenrechtsgerichtshof mangels entgegenstehender Vorschriften
der MRK seinem Verfahren ohne weiteres zu Grunde legen kann. In dem
durch eine Individualbeschwerde eingeleiteten Verfahren bedeutet der
Grundsatz neben der Beteiligung der Kommission einen zusätzlichen Aus-

gleich für den Ausschluß der Einzelperson vom Verfahren (Art. 44, 48

MRK), die vor dem Gerichtshof keine Ausführungen machen kann 29).

x

Die Praxis der Kommission, Rechtsargumente des Beschwerdeführers
nach Art. 27 Abs. 2 MRK bezüglich eines Sachverhalts zurückzuweisen, der
unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten zur weiteren Sachprüfung zuge-
lassen wird, ist mit dem Grundsatz iura novit curia nicht vereinbar. Aufgabe
der Kommission ist es, den Sachverhalt einer Beschwerde oder ausgrenzbare
Teile des Sachverhalts an d e r Konvention zu messen. Das Ergebnis dieser

Prüfung kann nur sein, daß die Beschwerde oder e i n v o m S a c h v e r -

h alt her auss cheidb ar er B es chwerdeteil offensichtlich un-

begründet im Sinne des Art. 27 Abs. 2 MRK ist oder nicht. Nur soweit der
einer Beschwerde zu Grunde liegende Sachverhalt oder Teilsachverhalt

prima facie unter k e i n e m rechtlichen Gesichtspunkt eine Konventions-

verletzung erkennen läßt, ist eine abweisende Entscheidung statthaft; be-

gründet ein nicht mehr teilbarer Beschwerdesachverhalt auch nur unter einem
rechtlichen Gesichtspunkt die Wahrscheinlichkeit der Konventionsverletzung,
so kommt eine Teilabweisung von Rechtsargumenten nicht in Betracht, weil
nicht über die Rechtsausführungen des Beschwerdeführers, sondern ex officio
über die Konventionsgemäßheit des vom Beschwerdeführer vorgetragenen
Sachverhalts zu entscheiden ist.

Erklärt die Kommission dagegen nicht die Beschwerde als solche für

zulässig oder unzulässig, sondern entscheidet sie über die verschiedenen vom
Beschwerdeführer auf einzelne Konventionsbestimmungen gestützten Rechts-

27) So zuletzt im Sachurteil über den Südwestafrika-Fall vom 18. 7. 1966, ICJ Reports
1966, S. 19. Weitere Nachweise in: Fontes juris Gentium, Series A Sectio 1, Tomus 1,
S. 146 ff.; Fontes A 14, S. 117 ff.; Fontes A 15, S. 394 ff.

28) Vgl. hierzu ferner die Monographie von Carsten S m i t h The Relation between

Proceedings and Premises, Scandinavian University Books, 1962 Nordisk Tidsskrift
for International Ret, Bd. 32, S. 3 ff.), S. 33-103, insbesondere S. 69 ff., wo das legal
reasoning in Urteilen der internationalen Gerichtsbarkeit eingehend untersucht wird.

29) Die Kommission kann allerdings n a c h i h r e m E r m e s s e n den Gerichtshof
über Stellungnahmen des Beschwerdeführers unterrichten; vgl. Art. 76 KVf0 und das
Urteil des Gerichtshofs vom 14. 11. 1960, CEDH, Affaire Lawless (exceptions pr61i-
minaires et questions de procedure), S. 14 ff. ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 301 ff., 310 ff.
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argumente, so bestimmt nicht die ex officio vorzunehmende Konventions-

anwendung durch die Kommission, sondern die rechtliche Argumentation
des Beschwerdeführers den Inhalt der Entscheidungsformel und damit den
rechtlichen Rahmen der Zulässigkeitsprüfung und der Sachprüfung im wei-

teren Verfahren. Hätten etwa die Beschwerdeführer in den belgischen
Sprachenfällen nur auf die nach ihrer Ansicht konventionswidrige belgische
Gesetzgebung hingewiesen, ohne eine rechtliche Subsumtion unter einzelne
Artikel der MRK vorzunehmen, wäre die Kommission kaum auf den Ge-

danken gekommen, die Beschwerden bezüglich der Art. 9 und 10 MRK

abzuweisen; vermutlich hätte sie diese Bestimmungen in ihrer Entscheidung
überhaupt nicht erwähnt.
Käme es für die Entscheidung über die Zulässigkeit einer Beschwerde auf

die Nennung einzelner Konventionsartikel durch den Beschwerdeführer an,

so wäre ferner nicht verständlich, wie die Kommission ex officio rechtliche

Gesichtspunkte aufgreifen darf, die vom Beschwerdeführer nicht vorgetragen
wurden. So hat z. B. die Kommission die Beschwerde Nr. 1850/63 (Köpfinger
gegen Österreich) am 29. März 1966 unter einem rechtlichen Gesichtspunkt
für zulässig erklärt, auf den der Beschwerdeführer seine Beschwerde gar
nicht gestützt hatte 30) Das Aufgreifen vom Beschwerdeführer nicht vorge-
brachter Gesichtspunkte ist nur möglich, wenn der Grundsatz iura novit
curia das Verfahren beherrscht. Obwohl die Kommission im Köpfinger-Fall
zutreffend den Sachverhalt von Amts wegen auf die Vereinbarkeit mit einer
vom Beschwerdeführer nicht herangezogenen Bestimmung (Art. 6 Abs. 1

MRK) geprüft hat, ist ihre Entscheidung dennoch nicht folgerichtig. Nach-
dem die Kommission nämlich von Amts wegen die Frage einer Verletzung
des Art. 6 Abs. 1 MRK aufgeworfen hatte, verfuhr sie in ihrer Entscheidung
so, als ob es sich um ein vom Beschwerdeführer vorgebrachtes Argument
handelte, das als solches abzuweisen oder zuzulassen wäre: sie hat in ihrer
Entscheidungsformel nicht einen Teil des Sachverhalts zur weiteren Prüfung
zugelassen, sondern die einzelnen MRK-Bestimmungen (darunter Art. 6
Abs. 1 MRK) zitiert, unter denen die Beschwerde als prima facie begründet
erschien 31).

30) Coll. Bd. 19, S. 71 ff., 85: Considerant, bien que le requ6rant Wait pas expresse-
ment fonde&apos; sa requete sur cette disposition de la Convention [Art. 6 Abs. 1 MRK], que
la Commission a äcide d&apos;examiner doffice la presente requAte sur ce point et qu&apos;elle
a ete d&apos;avis que le proble&apos;me qui surgit quant au (delai raisonnable) vise dans la disposition
susmentionnee, se reve&apos;le dans la presente affaire suffisamment complexe pour que sa

solution doive relever de l&apos;examen du fond; que la requete ne saurait, de&apos;s lors, etre rejetee,
sous ce rapport, pour d6faut manifeste de fondement.

31) A. a. 0., S. 88. Im Ergebnis war die Entscheidung dennodi zutreffend, weil sich
die für zulässig erklärten rechtlichen Gesichtspunkte in casu mit einem ausscheidbaren Teil
des Sachverhalts deckten.
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XI

Die hier kritisierte Praxis scheint darauf ZU beruhen, daß die Kommission

zwei Gesichtspunkte nicht in der erforderlichen Weise trennt: die E n&apos;t -

scheidung über die Beschwerde und die. rechtliche

Würdigung der Beschwerde in den Entscheidungs-
g r ü n d e n. Selbstverständlich ist es die Aufgabe der Kommission, in der

Entscheidungsbegründung (Art. 46 Abs. 3 KWO) die rechtlichen Gesichts-

punkte zu erörtern, die für und gegen die offensichtliche Unbegründetheit
einer Individualbeschwerde sprechen. Dabei wird dein von der MRK für

innerstaatliche Verfahren vorgeschriebenen fair trial Rechnung getragen,

wenn vor allem auf die rechtlichen Gesichtspunkte eingegangen wird, die

der Beschwerdeführer vorgebracht hat; dies vermittelt ihm das Gefühl, von

der Kommission gehört worden zu sein, und soll dazu dienen, ihm die Ent-

scheidung verständlich zu machen. Im Zuge der rechtlichen Würdigung einer

Beschwerde in den Entscheidungsgründen kann die Kommission ihre Auf-

fassung darlegen, bestimmte rechtliche Argumente des, Beschwerdeführers

seien abwegig oder offensichtlich unbegründet. Diese Auffassung über die

Stichhaltigkeit der vom Beschwerdeführer vorgebrachten, auf bestimmte

Artikel der MRK gestützten Rechtsargumente ist als solche nicht fähig, In-

halt der Entscheidung zu werden. Vielmehr f ü h r t diese Auffassung zur

Entscheidung. Nur wenn.bezüglich eines Beschwerdesachverhalts oder eines

ausscheidbaren Teils des Sachverhalts, nach Auffassung der Kommission

die Heranziehung a 11 e r vom Beschwerdeführer als verletzt genannter

Konventionsbestimmungen offensichtlich unbegründet ist und auch eine

von Amts wegen vorgenommene Prüfung keine Konventionsverletzung
ergibt, kann die e i n e u n d u n t e i 1 b a r e Entscheidung ergehen, die

Beschwerde oder ein Beschwerdeteil sei offensichtlich unbegründet im Sinne

des Art.,27 Abs. 2 MRK und daher unzulässig.
Exemplifiziert man die hier vertretene Ansicht an Hand der belgischen

Sprachenfälle, so hätte die Kommission folgendermaßen vorgehenmüssen.
Sie hätte in den Entscheidungsgründen darlegen können, die&apos; Ansicht der

Beschwerdeführer, wonach die Art. 9 und 10 MRK die liberte linguistique
mitumfaßten, sei offensichtlich unbegründet. Dagegen könne man die

Beschwerde unter dem Gesichtspunkt der Art. 8 MRK, 2 ZP und 14 MRK

zulassen, da sie insoweit nicht offensichtlich unbegründet sei. Danach hätte

die Entscheidung lauten müssen: Par ceS motifs, la Commission declare

recevable et retient la requete.
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Xii

Die Teilabweisung von Rechtsgründen widerspricht nicht nur der von

der Kommission in ständiger Praxis befolgten umfassenden Prüfung einer

Beschwerde von Amts wegen, sondern sie greift auch in die Konventions-

anwendung durch den Gerichtshof ein. Es ist nicht möglich, den Gerichtshof

bei der Prüfung eines ihm vorliegenden Sachverhalts auf die Anwendung
einzeln bezeichneter Konventionsartikel zu beschränken. In Verbindung
mit dem Grundsatz iura novit curia bedeutet die Festlegung der Zuständig-
keit des Gerichtshofs in Art. 45 MRK, daß er alle in Frage kommenden und

nicht nur die von der Kommission ausdrücklich zur weiteren Prüfung zuge-
lassenen MRK-Artikel auf den Fall anzuwenden und auszulegen hat.

Daraus folgt, daß eine Teilabweisung rechtlicher Gesichtspunkte unzu-

lässig ist, die sich auf einen unter anderen Gesichtspunkten zur Prüfung
angenommenen Sachverhalt beziehen. Die Kommission ist nicht befugt, dem
Gerichtshof die Bestimmungen vorzuschreiben, die er auf ein ihm zur Prüfung
auf seine Konventionsgemäßheit vorgelegtes staatliches Verhalten anzu-

wenden hat, oder ihn an der Anwendung anderer Bestimmungen zu hindern.

Eine Verfahrensbeendigung nach Art. 27 MRK kann nur im Hinblick auf

einen Sachverhalt, nicht im Hinblick auf einzelne Rechtsfragen, die er auf-

wirft, ausgesprochen werden.
Der Gerichtshof kann Rechtsakte der Kommission nicht aufheben. Er

läßt sie jedoch unbeachtet, soweit sie ihm als mit der MRK unvereinbar
erscheinen. Dies ergibt sich aus den Ausführungen, die der Gerichtshof im

ersten Prozeßurteil des Lawless-Falles vom 14. November 1960 gemacht
hat 32) Die Abweisung einzelner Rechtsargumente nach Art. 27 Abs. 2 MRK

bindet den Gerichtshof nicht. Er kann deshalb einen ihm vorliegenden Sach-

verhalt unter jedem nach seiner Auffassung relevanten Gesichtspunkt recht-

lich würdigen.

Nachdem der vorliegende Beitrag zum Druck gegangen war, hat der Euro-

päische Gerichtshof für Menschenrechte am 27. Juni 1968 sein Urteil im Falle
Neumeister gegen Österreich und am 23. Juli 1968 das Sachurteil in den bel-

gischen Sprachenfällen verkündet. Beide Urteile enthalten Ausführungen,
welche die oben angestellten überlegungen bestätigen.

112) CEDH, Affaire Lawless (exceptions pr61iminaires et questions de procHure),
S. 11 f. ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 307 f.
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Im Neumeister-Fall hat der Gerichtshof die Geltung des Grundsatzes iura

novit curia im Europäischen Menschenrechtsverfahren nunmehr klar ausge-

sprochen. Unter Berufung auf das Sachurteil im Lawless-Fa1133) führte der

Gerichtshof aus, Kommission und Gerichtshof seien befugt, von Amts wegen
zu untersuchen, ob ein zur Prüfung vorliegender Sachverhalt noch andere als
die in der Beschwerde gerügten Konventionsverletzungen erkennen lasse:

La Commission a exprime l&apos;avis qu-&apos;elle est en droit de rechercher, meine

d&apos;office, si les faits dont elle se trouve saisie par une requete ne revUent pas
d&apos;autres violations de la Convention que celles denoncees dans la requete. Il en

est certainement ainsi, et il en va de meine pour la Cour ainsi qu&apos;il a deia ete con-

state dans l&apos;arret du ler juillet 1961 sur le fond de l&apos;affaire &gt;Lawless&lt; (Publi-
cations de la Cour, S&amp;ie A, 1960-61, page 60, § 40&gt; 34).

Das Urteil in den belgischen Sprachenfällen bringt in zurückhaltender

Formulierung zum Ausdruck, daß es der Kommission nicht möglich ist, ein-
zelne Rechtsargumente des Beschwerdeführers bei der Entscheidung über die

Zulässigkeit einer Beschwerde aus dem Verfahren auszuscheiden und damit

den Umfang der Konventionsanwendung durch den Gerichtshof auf be-
stimmte Rechtsfragen zu beschränken. Der Gerichtshof weist darauf hin, die

Beschwerdeführer hätten sich im Verfahren vor der Kommission auch auf die

Art. 9 und 10 MRK berufen. Die Worte, mit denen der Gerichtshof fort-

fährt, zeigen eine feine Nuancierung. Mit keinem Wort wird erwähnt, daß
die Kommission die Beschwerden unter dem Gesichtspunkt der Art. 9 und 10

MRK wegen offensichtlicher Unbegründetheit als unzulässig verworfen

hat&apos;5). Der Gerichtshof stellt vielmehr fest, die Argumentation und die An-

träge der Kommission und der belgischen Regierung enthielten nur die Art. 2

ZP und 8,14 MRK; obwohl die Bestimmungen der MRK als e i n G a n z e s

zu betrachten seien, m e i n e d e r G e r i c h t s h o f, die zu fällende Ent-

scheidung hänge von Inhalt und Tragweite der drei zuletzt genannten Be-

stimmungen ab:

La Cour constate que si certains autres articles (articles 9 et 10 de la Con-

vention) ont W invoques par les requerants devant la Commission, seuls sont

retenus dans les arguments et conclusions tant de la Commission que du Gouver-

nement belge l&apos;article 2 du Protocole et les articles 8 et 14 de la Convention. Bien

que les dispositions de la Convention et du Protocole doivent Ctre envisagees

33) Siehe oben S. 571.

34) Conseil de l&apos;Europe, Cour Europeenne des Droits de l&apos;Homme, Affaire Neu-

meister, Arrft (vorläufige hektographierte Veröffentlichung, D 25.226), S. 45, 5 16.

35) Siehe oben S. 566 f.
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comme un tout, la Cour estime que la decision a prendre depend essentiellement
du contenu et de la portee de ces trois articles 36).

Der Hinweis auf das Fehlen der Art. 9 und 10 MRK im Vorbringen und
in den Anträgen der Verfahrensbeteiligten vor dem Gerichtshof unterstreicht
die stillschweigende Nichtbeachtung des abweisenden Teils der Zulässigkeits,
entscheidung der Kommission. Mit dem Urteil in den belgischen Sprachen-
fällen ist klargestellt, daß der Gerichtshof die MRK als Ganzes auf einen
ihm vorgelegten Sachverhalt anwendet und daß er, nicht die Kommission, die

Bestimmungen auswählt, die für sein Urteil entscheidungserheblich sind.

S u m m a r y

The Principle iura novit curia in the European Human
Rights Procedure

On the Problem of Partial Rejection, as Manifestly III-Founded,
of Individual Applications

The European Commission of Human Rights shall not deal with an individual
application (art. 25 1)) which it considers manifestly ill-founded (art. 27, para. 2).
In accordance with this provision, the Commission has adopted a practice of
declaring portions of applications inadmissible as being manifestly ill-founded
and of accepting other portions for which prima facie evidence of a violation of
the Convention could be established. Insofar as an application is rejected, it is
excluded from further examination on the merits in the following stages of the
procedure.

The practice of the Commission is here criticized because in some decisions
the partial rejection of an application does not relate to a distinguishable and
separable part of the facts of the case. In some cases, the Commission has declared
that legal arguments of the applicants invoking particular articles of the Con-
vention were manifestly ill-founded and, therefore, inadmissible under art. 27,
para. 2, but that legal arguments based on other articles of the Convention were

3&apos;6) Conseil de I&apos;Europe, Cour Europeenne des Droits de Momme, Affaire -relative
certains aspects du regime linguistique de Penseignement en Belgique&gt;&gt; (Fond), Arr6t

(vorliufige hektographierte Verbffentlichung, D 25.558), S. 34, 1 B S 1.

1) Articles cited are those of the European Convention for the Protection of Human
Rights and Fundamental Freedoms, of 4 November 1950.
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prima facie not manifestly ill-founded and that therefore the application was to

this extent partially admissible; both the rejected and the accepted legal arguments

were, in these cases, based upon the same facts, i. e. the same conduct of the

.respondent State allegedly violating the Convention.

It is submitted that this practice of the Commission is incompatible with.the

principle iura novit curia which dominates the procedure before both the Com-

mission and the European Court of Human Rights. From the principle iura novit

curia it follows that only parts of the application which are distinguishable and

separable by the facts of the case - and not the different legal arguments of the

applicant - may be rejected as inadmissible. In the r e a s o n s given for its

decision, the Commission may (and should) explain why legal arguments of an

applicant are or are not &quot;manifestly ill-founded&quot;. But only if an application or

a part of it must be regarded, under the Convention as a whole, as being manifestly
ill-founded in all respects may this reasoning I e a d t o t h e d e c i s i o n that
the application or a certain part of it is inadmissible on the ground of being
manifestly ill-founded within the meaning of art. 27, para. 2. As long as a part
of the application, separable and distinguishable by the facts, appears to be prima
facie well-founded under any aspect of the Convention, this part will be as such

admissible, and the scope of legal examination in the further stages of the

proceedings will not be restricted. In particular, the Commission has no competence
to limit the legal reasoning of the Court with regard to certain provisions of the
Convention under which the application has been expressly declared to be not

manifestly ill-founded and, therefore, admissible. The practice of the Commission

is inconsistent with the power of the Court to examine the facts of a case, to the

extent to which they relate to the admissible part of the application, under all

legal aspects which appear to the Court to be relevant in the case.

After the article had been sent to press the European Court of Human Rights
pronounced its judgments in the Neumeister case against Austria and in the Belgian
Linguistic cases (merits), on 27 June and 23 July 1968 respectively. From these judg-
ments follow both the clear recognition of the principle iura. novit curia in the Euro-

pean Human Rights Procedure and the non-observance by the Court of Commission
decisions insofar as the Commission tries to eliminate certain legal arguments by
declaring them inadmissible.
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Les droits de la personnalite dans la Jurisprudence
administrative frangaise

Micbel Fromont &apos;I)

La notion de -droits de la personnalite&gt;&gt; est essentiellement une notion

du droit civil. Si nous considerons Penumeration qu&apos;en donne N i p p e r d e y
dans son traite &gt;&gt;Die Grundrechte&lt;&lt;, tome 4, les droits de la personnalit6 com-
prennent le droit au nom, a Pimage, sur ses paroles, Phonneur, &apos;a la filia-

tion, au secret des correspondances et de son patrimoine, au respect de la vie

privee, au. respect des sentiments, le droit moral de Pauteur d&apos;oeuvres litt6-

raires et artistiques, le droit au libre exercice de sa volonte. Uenumeration des

auteurs frangais de droit civil est pea diff6rente 1).
.Consider6e comme telle, cette notion est inconnue du droit public fran-

aucun texte de loi, aucune decision de jurisprudence nutilise la notion

pour limiter les; pouvoirs. des autorites etatiques, du moins si nous laissons
de cOt6 les agissements des autorites judiciaires (juges et police judiciaire).

Pourtant, le droit public fran et le droit prive fran sont au

service dune meme civilisation- et celle-ci est caracterisee par le souci de
defendre la personnalite des etres humains. Si les droits de la personnalite
ne sont pas reconnus en tant que tels par le droit publiC 2), ils n&apos;en sont pas
moins respectes par lui sur le plan pratique.

Professeur la Faculte de Droit et des Sciences economiques de lUniversite de

Dijon.
Cet article reproduit une communication faite au colloque qui eut lieu Baden-Baden

les 13 et 14 mai 1966 sous les auspices de la GesellschafE. fUr Rechtsvergleichung et de la
Societe&apos; fran de legislation comparee et dont le theme etait: -La protection de la

personne et de ses droits-.

1) A. D e c o c q Essai d&apos;une th6orie generale des droits sur la personne (Paris 1960);
Carbonnier, Droit civil, tome 1 (Paris 1967) n&apos; 70 74; Marty et Rayn au d,
Droit civil, tome 1 (Paris 1956) n&apos; 287 et s., 331 et s.; N e r son, La protection de la

personnalite en droit priv6 frangais, Travaux de I&apos;association capitant, tome 13 (Paris
1963), p, 60 et s.

2) Sauf peut-etre le droit au nom. qui a fait l&apos;objet d&apos;une etude exhaustive de K a y s e r

La d6fense du noin de famille d&apos;apres la jurisprudence civile et d&apos;apre&apos;s -la jurisprudence
administrative, Revue trimestrielle de droit civil 1959, pp. 10-42, et qui, pour cette

raison, ne fera pas l&apos;objet de developpements dans cet article.
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A cet egard, deux regles fondamentales du droit public frangais sont

susceptibles de jouer un certain role: le principe de 16galit6 et le principe
de responsabilite. Le premier principe permet de limiter le pouvoir regle-
mentaire en matiere de droits de la personnalite; le second permet de

r6parer les atteintes qui y sont portees.

I. Le proble&apos;me de la legalite des reglements relatifs aux droits
de la personnalite

En gen6ral, la validite des reglements doit etre appreci6e non seulement
par rapport a la loi, mais egalement par rapport aux principes generaux,
du droit. Le principe de legalite a en effet un sens extensif en France du fait,
de Pimportance des regles degag6es par le juge lui-meme.

A. Les droits de la personnalite et la loi

II semble que les droits de la personnalit6 appartiennent au domaine

reserve a la loi. La tradition frangaise confie au legislateur le soin de

16gif6rer en matiere de droit civil et plus particuli&amp;ement de droits touchant

de pres la personne humaine. 11 ne semble pas que la constitution de 1958

ait. apportede grands bouleversements en cette matiere: les garanties fonda-

mentales des libertes publiques, les regles relatives a 16tat des personnes
et les principes fondamentaux du droit de la proprifte font partie du do-

maine de la loi defini par Particle 34. Les droits de la personnalit6 consti-

tuent manifestement de simples annexes des droits prives que nous venons

d&apos;6num6rer. En interpr6tant Particle 34, le Conseil constitutionnel et le

Conseil d&apos;Etat ont evite, jusqua present, de rompre avec les solutions
traditionnelles 11). C&apos;est donc a la loi que revient le soin de poser les principes,
et en particulierd&apos;edicter de nouvelles limitations a ces, droits, mais il revient

au pouvoir reglementaire de definir les; conditions d&apos;application de ces

regles et si les reglements 61abores ne se contentent pas de mettre en ceuvre

les lois, ils sont susceptibles d&apos;etre annul6s par la voie du recours pour exces

de pouvoir ou d&apos;etre d6clar6s illegaux de fagon incidente a Poccasion dun

proces.
A notre connaissance, la jurisprudence administrative est assez pauvre

en notre matiere: cela tient a ce que les droits de la personnalite n&apos;ont pas
fait Pobjet d&apos;une legislation tres abondante. Nous citerons neanmoins deux

exemples relatifs, Pun aux vaccinations obligatoires, Pautre aux autopsies.

3) Une seule exception, notable, il est vrai, est la matiere des contraventions de police:
en&apos;raisbn de la nettete du texte de Particle 34, les juridictions n&apos;ont pas ose la laisser dans

le dornaine de la loi.
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Dans le premier cas, I&quot;Union nationale des associations. familiales avait
demande I&apos;annulation d&apos;un reglement d&apos;administration publique pris pour
Papplication de la loi du 5 janvier 1950 rendant obligatoire, pour certaines
categories de la population, la vaccination antituberculeuse par le vaccin
B.C.G.; elle attaquait notamment la disposition permettant d&apos;imposer a des

parents contagieux la separation prophylactique de Penfant vaccine. Mais,
le Conseil dEtat repondit que la loi de 1950 avait charge le Gouvernement
de ,&lt;determiner les modalites d-application&gt;&gt; et que la s6paration prophylac-
tive est &lt;&lt;une mesure indispensable pour garantir Pefficacite et l&apos;innocuite
de la vaccination&gt;&gt; et qu&apos;elle -doit donc etre regardee comme faisant partie
de la technique de la vaccination, matiere pour laquelle le legislateur a

express6ment prevu que le gouvernement ferait usage de son pouvoir de
reglementation&gt;&gt; 4).

Dans le deuxieme exemple, le requ6rant etait la meme Union nationale
des associations familiales: le 20 avril 1951 (requete n&apos; 14-115), celle-ci

d6posa un recours devant le Conseil d&apos;Etat contre un arrete du prefet de la
Seine modifiant Particle 75 du reglement general sur le service de sant6 des
hopitaux de Paris. Cet article prevoyait que -les chefs de service peuvent
pratiquer sans delai I&apos;autopsie de tous les corps r6clames par les familles&gt;&gt;.
Or, la loi du 15 novembre 1887 reconnalit, expressement a tout individu le
droit de regler, comme il Pentend, ses funerailles et Fordonnance du 4 octobre
1945 portant organisation dun regime de securite sociale subordonne I&apos;au-
topsie des accidentes du travail &apos;a Paccord de la famille. Enfin, le d6cret du
20 octobre 1947, dont la legalite est d&apos;ailleurs contestable, prevoyait que
les chefs de service de certains: hopitaux publics pouvaient pratiquer I&apos;au-
topsie des corps reclames par les familles si celles-ci navaient pas formuM
par 6crit leur opposition. Des le 23 mai 1951, I&apos;Administration remania son

texte afin qu&apos;iI soit tenu compte de Popposition eventuelle des familles et

la requerante s&apos;estimant satisfaite abandonna son recourS 5).
Ces deux exemples montrent qu&apos;un certain controle de la legalite peut

s&apos;exercer en ces matieres, mais les occasions sont rares car le legislateur a

peu Iegifer6. II aurait donc ete souhaitable que le Conseil d-&apos;Etat voit dans
le respect des droits de la personnalite un principe general du droit.

4) Conseil d&apos;Etat 12 decembre 1953, Union nationale des associations familiales,
Recueil Lebon 1953, p. 545; Recueil Dalloz (D.) 1954, 511, note R o s s i I I o n ; Droit
social 1954, 241, conclusions M o s s e t: ; Recueil Sirey (S.) 1954. 3. 45, note T i x i e r.

5) Sur cette affaire, voir M. L e C I e r e Les autopsies et le respect des droits de la
personne humaine, D. 1964, chr., p. 167.
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